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Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
Stuttgart vom 19.03.2019 wird zurÃ¼ckgewiesen. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind
auch im Berufungsverfahren nicht zu erstatten.

Tatbestand:

Zwischen den Beteiligten ist streitig, ob der Beklagte zu Recht die
Nachteilsausgleiche G (erhebliche BeeintrÃ¤chtigung der BewegungsfÃ¤higkeit im
StraÃ�enverkehr) sowie B (Berechtigung fÃ¼r eine stÃ¤ndige Begleitung) ab dem
02.10.2016 entzogen hat.

Die im Jahr 1967 geborene KlÃ¤gerin beantragte am 08.07.2014 erstmals die
Feststellung eines Grades der Behinderung (GdB). Mit Bescheid vom 08.09.2014
stellte der Beklagte den GdB auf 100 seit dem 05.10.2013 sowie die Merkzeichen G
und B fest und berÃ¼cksichtigte hierbei eine Enddarmerkrankung (Darmkrebs)
sowie einen Anus Praeter (kÃ¼nstlicher Darmausgang) mit einem GdB von 100.

Der Beklagte leitete im Jahr 2015 ein Ã�berprÃ¼fungsverfahren ein und zog eine
Stellungnahme der KlÃ¤gerin vom 28.11.2015 sowie Befundberichte der
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behandelnden Ã�rzte bei (dazu vgl., Bl. 38 bis 39 Verw.akte; Bl. 40 bis 42
Verw.akte; Bl. 43 bis 45 Verw.akte; Bl. 46 bis 47 Verw.akte; Bl. 48 bis 51 Verw.akte,
Bl. 52 bis 56 Verw.akte). Dr. F. , Ã¤rztlicher Dienst des Beklagten, bewertete in einer
Stellungnahme vom 20.12.2015 den GdB weiterhin mit 100. Die Voraussetzungen
fÃ¼r die Merkzeichen seien jedoch nicht mehr nachgewiesen. Die Beklagte zog
weitere Befundberichte bei (Bericht von Dr. W. Facharzt fÃ¼r Innere Medizin vom
09.05.2016, Bl. 68 bis 69 Verw.akte; Bericht von Dr. W. vom 09.12.2015, Bl. 71
Verw.akte sowie Bericht des Radiologen Dr. W. vom 04.04.2016 Ã¼ber ein CT
Staging des Thoraxabdomen und Becken, Bl. 72 bis 73 Verw.akte). Dr. F. hielt in
weiteren versorgungsmedizinischen Stellungnahmen daran fest, dass die
Voraussetzungen fÃ¼r die Merkzeichen B und G nicht mehr vorlÃ¤gen.

Mit Schreiben vom 08.07.2016 hÃ¶rte der Beklagte die KlÃ¤gerin zum
beabsichtigten Entzug der Merkzeichen an.

Die KlÃ¤gerin teilte mit Schreiben vom 30.07.2016 mit, dass sie stÃ¤ndig und auf
Dauer auf eine Begleitperson angewiesen sei. Die Grenze zum Heben und Tragen
von Lasten betrage hÃ¶chstens fÃ¼nf Kilogramm, eigentlich drei Kilogramm. Ihr sei
es daher im Alltag unmÃ¶glich schwere EinkÃ¤ufe alleine zu tÃ¤tigen. Wenn sie das
HÃ¶chstgewicht nicht einhalte kÃ¶nne es zu einem Stomabruch (Stoma =
kÃ¼nstlicher Darmausgang) kommen, welcher schwere Folgen habe. Sie bekomme
Erwerbsminderungsrente und Grundsicherung und kÃ¶nne sich eine Monatskarte
z.B. fÃ¼r Arztbesuche in Stuttgart nicht leisten. Sie sei daher auf die Wertmarke in
ihrem Ausweis angewiesen. Die KlÃ¤gerin legte einen Bericht von Dr. W. vom
27.07.2016 vor wonach in Folge der Gefahr eines Stomabruches eine Begleitperson
weiterhin erforderlich sei. Zum Erhalt der MobilitÃ¤t zum Beispiel fÃ¼r Arztbesuche
sei auch in Anbetracht der finanziellen Situation die FortfÃ¼hrung der bisherigen
Berichtigung zum Erhalt eines Tickets im Ã¶ffentlichen Nahverkehr dringend
angezeigt.

Dr. U. kam in einer versorgungsmedizinischen Stellungnahme vom 15.09.2016 zum
Ergebnis, dass der Anus Praeter zurÃ¼ckverlagert wurde. Der GdB bleibe auf Grund
des initialen Tumorstadiums unverÃ¤ndert bis zur weiteren NachprÃ¼fung. Die
Merkzeichen G und B lieÃ�en sich nicht mehr begrÃ¼nden. OrtsÃ¼bliche
Wegstrecken kÃ¶nnten zurÃ¼ckgelegt werden. Eine stÃ¤ndige Bereitschaft zur
Hilfeleistung sei nicht erforderlich.

Mit Bescheid vom 28.09.2016 hob der Beklagte den Bescheid vom 08.09.2014 nach 
Â§ 48 SGB X auf und stellte fest, dass die Voraussetzungen fÃ¼r die Feststellung
der gesundheitlichen Merkmale G und B seit dem 02.10.2016 nicht mehr vorlÃ¤gen.

Hiergegen erhob die KlÃ¤gerin am 28.10.2016 Widerspruch und fÃ¼hrte zur
BegrÃ¼ndung nochmals an, dass sie infolge der Erkrankung nicht schwer Heben
und Tragen kÃ¶nne und daher bei EinkÃ¤ufen und der Benutzung und dem Tragen
von Lasten im Ã¶ffentlichen Nahverkehr eine Begleitung benÃ¶tige. Am 02.11.2016
beantragte die KlÃ¤gerin die Neufeststellung des Merkzeichens B.

Der Beklagte zog einen Entlassungsbericht Ã¼ber eine MaÃ�nahme zur
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medizinischen Rehabilitation in der A. -Klinik T. vom 03.09.2014 bis zum 01.10.2014
bei (Diagnosen: Rektumkarzinom lokal metastasiert Stadium pT4b pN2b M 1, ein
endstÃ¤ndiges Descendostoma, Bl. 104 bis 112 Verw.akte).

Der Beklagte wies den Widerspruch nach Einholung einer
versorgungsmedizinischen Stellungnahme von Dr. M.-T. vom 21.02.2017 mit
Widerspruchsbescheid vom 24.05.2017 zurÃ¼ck.

Die KlÃ¤gerin erhob am 27.06.2017 Klage beim Sozialgericht Stuttgart (nachfolgend
SG) und fÃ¼hrte zur BegrÃ¼ndung an, dass sie an den Folgen des
Rectumskarzinoms noch erheblich beeintrÃ¤chtigt sei. Das Heben sogar leichtester
Lasten sei ihr nicht mÃ¶glich. Des Weiteren sei auch eine SensibilitÃ¤tsstÃ¶rung an
den FÃ¼Ã�en eingetreten, welche ihre FortbewegungsmÃ¶glichkeit in erheblichem
MaÃ�e beeintrÃ¤chtige. Auf Grund der Schwere des Tumors seien zwei kÃ¼nstliche
Darmausgangsanlagen eingesetzt worden. Infolge dessen sei eine normale
Ausscheidung Ã¼ber den natÃ¼rlichen Darmausgang nicht mehr mÃ¶glich. Diese
sei hierdurch weiterhin erheblich beeintrÃ¤chtigt. Bereits das Heben leichtester
GegenstÃ¤nde sei mit einem hohen Risiko eines Bruchs im Bereich des
kÃ¼nstlichen Darmausganges verbunden. Sie kÃ¶nne daher nicht mehr selbst
leichteste Dinge des alltÃ¤glichen Lebens selbstÃ¤ndig verrichten und sei daher auf
das Merkzeichen B angewiesen. Auch kÃ¶nne sie sich nur sehr verlangsamt unter
groÃ�en Anstrengungen fortbewegen. Eine Strecke von weniger als 2 km kÃ¶nne
sie nicht mehr in 30 Minuten zurÃ¼cklegen. Die KlÃ¤gerin legte hierzu zwei
Stellungnahmen des Facharztes fÃ¼r Innere Medizin Dr. W. vom 09.05.2016 und
vom 15.02.2017 vor (vgl. Bl. 14 bis 16 der SG Akte).

Die KlÃ¤gerin legte ein Bericht Ã¼ber ein CT-Staging vom 20.09.2017 des
Thorax/Abdomen/Becken sowie vom 28.03.2017 und vom 04.04.2016 vor (vgl. Bl.
34 bis 37 SG â�� Akte).

Das SG vernahm die die KlÃ¤gerin behandelnden Ã�rzte als sachverstÃ¤ndige
Zeugen in schriftlicher Form.

Der Facharzt fÃ¼r Innere Medizin und Gastroenterologie Dr. W. gab mit Schreiben
vom 15.01.2018 an, dass die GehfÃ¤higkeit auf Grund der Tumorerkrankung nicht
relevant eingeschrÃ¤nkt sei. Die KlÃ¤gerin sei bei der Benutzung Ã¶ffentlicher
Verkehrsmittel auch nicht regelmÃ¤Ã�ig auf entsprechende Hilfe angewiesen. Mit
der Beurteilung durch den Beklagten bestehe EinverstÃ¤ndnis.

Der Oberarzt des Zentrums fÃ¼r Innere Medizin und Onkologie des M. Hospitals S.
Dr. K. teilte mit Schreiben vom 22.02.2018 mit, dass der Fall der KlÃ¤gerin in der
interdisziplinÃ¤ren Tumorkonferenz am 24.10.2017 erneut besprochen worden sei.
Es sei ein neuer Befund in Gestalt eines Wachstums der Raumforderung der Lunge
aufgetreten. Es sei davon auszugehen, dass es wieder um eine aktive
Tumorerkrankung handele. Die KlÃ¤gerin sei noch in der Lage, die ortsÃ¼blichen
Wegstrecken im Ortsverkehr zurÃ¼ckzulegen und benÃ¶tige bei der Benutzung
Ã¶ffentlicher Verkehrsmittel derzeit keiner Hilfe.
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Dr. W. , Facharzt fÃ¼r Innere Medizin, fÃ¼hrte in einer Stellungnahme vom
25.07.2018 an, dass er bereits in den Stellungnahmen vom 09.05.2016 und
15.02.2017 ausgefÃ¼hrt habe, dass der Erhalt der Merkzeichen G und B nach wie
vor erforderlich sei.

Der Beklagte hielt unter Vorlage einer versorgungsmedizinischen Stellungnahme
vom 04.12.2018 von Dr. W. (vgl. Bl. 118 bis 119 SG-Akte) an der bisherigen
Bewertung des Sachverhaltes fest.

Die KlÃ¤gerin verwies mit Schreiben vom 28.01.2019 nochmals darauf, dass sie
keine Lasten Ã¼ber 3 kg tragen kÃ¶nne. Auch mÃ¼sse sie sich auf Grund des
Rundherdes am linken LungenflÃ¼gel in naher Zukunft einer Operation
unterziehen. Die KlÃ¤gerin legte weitere Befundberichte Ã¼ber ein CT-Staging vom
25.10.2018 sowie vom 19.02.2018 und einen Befundbericht von Dr. W. vom
13.08.2018 sowie von Prof. Dr. S. von der Abteilung fÃ¼r Allgemeinchirurgie des M.
Hospital Stuttgart vom 27.10.2017 (vgl. Bl. 127 bis 129, 131 und 132 SG Akte) vor.

Das SG wies mit Gerichtsbescheid vom 19.03.2019 die Klage ab und fÃ¼hrte zur
BegrÃ¼ndung aus, dass eine wesentliche Ã�nderung in den VerhÃ¤ltnissen die dem
Bescheid vom 08.09.2014 zugrunde gelegen hÃ¤tten, eingetreten sei. Eine durch
eine Chemotherapie begrÃ¼ndete kÃ¶rperliche SchwÃ¤che liege im Jahr 2017 nicht
mehr vor. Eine EinschrÃ¤nkung der Gehstrecke sei von den befragten Ã�rzten nicht
bestÃ¤tigt worden und auch den Befundberichten nicht zu entnehmen. Da die
Voraussetzungen fÃ¼r das Merkzeichen G nicht mehr vorlÃ¤gen, habe die
KlÃ¤gerin auch keinen Anspruch auf die Zuerkennung des Merkzeichens B.

Die KlÃ¤gerin hat gegen den am 25.03.2019 zugestellten Gerichtsbescheid am
17.04.2019 Berufung beim Landessozialgericht Baden-WÃ¼rttemberg (LSG)
erhoben und hat zur BerufungsbegrÃ¼ndung nochmals vorgetragen, dass sie nicht
schwer Heben und Tragen dÃ¼rfe und es ihr nicht mÃ¶glich sei, ohne Hilfe Lasten
zu transportieren. Auch bei Reisen sei sie auf die Hilfe zum Tragen von schweren
Koffern angewiesen. Sie habe das GefÃ¼hl, dass die von ihr verfassten Schreiben
keine BerÃ¼cksichtigung gefunden hÃ¤tten.

Die KlÃ¤gerin beantragt,

den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Stuttgart vom 19.03.2019 sowie den
Bescheid vom 28.09.2016 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
24.05.2017 aufzuheben.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Die Beklagte hat zur Berufungserwiderung vorgetragen, dass die Voraussetzungen
fÃ¼r das Merkzeichen G nicht mehr vorlÃ¤gen, sodass auch das Merkzeichen B
nicht mehr festgestellt werden kÃ¶nne. Die Benutzung Ã¶ffentlicher Verkehrsmittel
sei objektiv ohne Begleitung mÃ¶glich. Die Argumentation von Transportproblemen
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von GegenstÃ¤nden sei in diesem Zusammenhang nicht entscheidungsrelevant.

Die Berichterstatterin hat das Verfahren in einem nichtÃ¶ffentlichen Termin am
16.09.2019 mit den Beteiligten erÃ¶rtert. BezÃ¼glich der weiteren Einzelheiten
wird auf die Niederschrift auf Bl. 21 bis 22 der Senatsakte verwiesen.

Die Beteiligten haben ihr EinverstÃ¤ndnis mit einer Entscheidung ohne mÃ¼ndliche
Verhandlung nach Â§ 124 Abs. 2 SGG erklÃ¤rt.

BezÃ¼glich des weiteren Vorbringens der Beteiligten und der weiteren Einzelheiten
des Sachverhalts wird auf die Gerichtsakten beider RechtszÃ¼ge sowie die
beigezogene Verw.akte des Beklagten verwiesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die gemÃ¤Ã� Â§ 151 SGG form- und fristgerecht eingelegte Berufung der KlÃ¤gerin,
Ã¼ber die der Senat gemÃ¤Ã� Â§Â§ 153 Abs. 1, 124 Abs. 2 SGG im EinverstÃ¤ndnis
der Beteiligten ohne mÃ¼ndliche Verhandlung entschieden hat, ist gemÃ¤Ã� Â§Â§
143, 144 SGG zulÃ¤ssig aber nicht begrÃ¼ndet. Der Bescheid vom 28.09.2016 in
der Gestalt des Widerspruchbescheides vom 24.05.2017 ist rechtmÃ¤Ã�ig und
verletzt die KlÃ¤gerin nicht in ihren Rechten. Die KlÃ¤gerin hat ab dem 02.10.2016
keinen Anspruch mehr auf Feststellung der gesundheitlichen Voraussetzungen zur
Inanspruchnahme der Nachteilsausgleiche G und B. Der angefochtene
Gerichtsbescheid des SG ist nicht zu beanstanden.

Streitgegenstand des vorliegenden Rechtsstreites ist der Bescheid des Beklagten
Bescheid vom 28.09.2016 in der Gestalt des Widerspruchbescheides vom
24.05.2017. Darin hat die Beklagte den Bescheid vom 08.09.2014 nach Â§ 48 SGB X
aufgehoben und festgestellt, dass die Voraussetzungen fÃ¼r die Zuerkennung der
Merkzeichen G und B seit dem 02.10.2016 nicht mehr vorliegen.

Der Senat entscheidet nach der Sach- und Rechtslage zur Zeit der letzten
Entscheidung des Beklagten, hier also bei Erlass des Widerspruchsbescheids (Â§ 95
SGG) am 24.05.2017 bezogen auf die verfÃ¼gte Aufhebung des Bescheids vom
08.09.2014 zum 02.10.2016. Die RechtmÃ¤Ã�igkeit eines Bescheides, welcher die
Feststellung von Merkzeichen aufhebt, bestimmt sich nach diesem Zeitpunkt,
spÃ¤tere eventuelle VerÃ¤nderungen wÃ¤hrend des Gerichtsverfahrens werden
nicht berÃ¼cksichtigt.

In verfahrensrechtlicher Hinsicht ist der Entzug der Merkzeichen G und B ab dem
02.10.2016 nur unter den Anforderungen aus Â§ 48 Abs. 1 Satz 1 und Satz 2
Zehntes Buch Sozialgesetzbuch (SGB X) mÃ¶glich. Nach dieser Vorschrift ist, soweit
in den tatsÃ¤chlichen oder rechtlichen VerhÃ¤ltnissen, die bei Erlass eines
Verwaltungsaktes mit Dauerwirkung vorgelegen haben, eine wesentliche
Ã�nderung eintritt, der Verwaltungsakt mit Wirkung fÃ¼r die Zukunft (S. 1) oder
fÃ¼r die Vergangenheit (S. 2) aufzuheben. Die Feststellung eines
Nachteilsausgleichs (Merkzeichen) ist ein solcher Dauerverwaltungsakt (BSG, Urteil
vom 17. April 2013 â�� B 9 SB 6/12 -, SozR 4 â�� 1300 Â§ 48 Nr. 26; Rz. 12).
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Bei dem Bescheid vom 08.09.2014, den der Beklagte mit dem hier angegriffenen
Bescheid vom 28.09.2016 aufgehoben hat, handelte es sich um einen
Verwaltungsakt mit Dauerwirkung, seither ist in den tatsÃ¤chlichen VerhÃ¤ltnissen,
die diesem Verwaltungsakt zugrunde lagen, eine wesentliche Ã�nderung
eingetreten war.

Materiellrechtlich folgen die Grundlagen fÃ¼r die Entscheidung des Beklagten noch
aus Â§Â§ 69 ff. Neuntes Busch Sozialgesetzbuch (SGB IX) in der damals gÃ¼ltigen
Fassung. Die Ã�nderungen durch das Gesetz zur StÃ¤rkung der Teilhabe und
Selbstbestimmung von Menschen mit Behinderung (BTHG) vom 23. Dezember 2016
(BGBl I S. 3234), insbesondere die Neufassung der relevanten Vorschriften in den 
Â§Â§ 152 ff. SGB IX n.F., die insoweit zum 1. Januar 2018 in Kraft getreten sind, sind
dagegen nicht zu berÃ¼cksichtigen. Der hier angegriffene Bescheid vom
28.09.2016 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 24.05.2017 ist davor
ergangen.

Rechtsgrundlage fÃ¼r die Feststellung der Merkzeichen G und B sind die
Vorschriften des SGB IX in der bis zum 01.01.2018 geltenden Fassung des Â§ 69
Abs. 1 und Abs. 4 SGB IX iVm Â§Â§ 145, 146 SGB IX.

Nach Â§ 146 Abs. 1 S 1 SGB IX idF vom 02.12.2006 ist in seiner
BewegungsfÃ¤higkeit im StraÃ�enverkehr erheblich beeintrÃ¤chtigt, wer infolge
einer EinschrÃ¤nkung des GehvermÃ¶gens (auch durch innere Leiden oder infolge
von AnfÃ¤llen oder von StÃ¶rungen der OrientierungsfÃ¤higkeit) nicht ohne
erhebliche Schwierigkeiten oder nicht ohne Gefahr fÃ¼r sich oder andere
Wegstrecken im Ortsverkehr zurÃ¼ckzulegen vermag, die Ã¼blicherweise noch zu
FuÃ� zurÃ¼ckgelegt werden. Das Gesetz fordert in Â§ 145 Abs. 1 S 1, Â§ 146 Abs. 1
S 1 SGB IX eine doppelte KausalitÃ¤t: Ursache der beeintrÃ¤chtigten
BewegungsfÃ¤higkeit muss eine Behinderung des schwerbehinderten Menschen
sein und diese Behinderung muss sein GehvermÃ¶gen einschrÃ¤nken (BSG Urteil
vom 24.4.2008, B 9/9a SB 7/06 R â�� SozR 4-3250 Â§ 146 Nr. 1 RdNr 12).

Bis zum 31.12.2008 waren die "Anhaltspunkte fÃ¼r die Ã¤rztliche
GutachtertÃ¤tigkeit im sozialen EntschÃ¤digungsrecht und nach dem
Schwerbehindertenrecht" (Teil 2 SGB IX), Ausgabe 2008 (AHP) heranzuziehen (BSG,
Urteil vom 23.06.1993 â�� 9/9a RVs 1/91 â�� BSGE 72, 285; BSG, Urteil vom
09.04.1997 â�� 9 RVs 4/95 â�� SozR 3-3870 Â§ 4 Nr. 19; BSG, Urteil vom
18.09.2003 â�� B 9 SB 3/02 R â�� BSGE 190, 205; BSG, Urteil vom 29.08.1990 â�� 
9a/9 RVs 7/89 â�� BSG SozR 3-3870 Â§ 4 Nr. 1). Die AHP besaÃ�en zwar keine
NormqualitÃ¤t, weil sie weder auf einem Gesetz noch auf einer Verordnung oder
auch nur auf Verwaltungsvorschriften beruhten. Sie waren vielmehr als antizipierte
SachverstÃ¤ndigengutachten anzusehen, die in der Praxis wie Richtlinien fÃ¼r die
Ã¤rztliche GutachtertÃ¤tigkeit wirkten, und deshalb normÃ¤hnliche Auswirkungen
hatten. Auch waren sie im Interesse einer gleichmÃ¤Ã�igen Rechtsanwendung wie
untergesetzliche Normen von den Gerichten anzuwenden (vgl. BSGE 72, 285, 286;
BSG SozR 3-3870 a.a.O.).

Seit 01.01.2009 ist an die Stelle der AHP die Anlage "Versorgungsmedizinische
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GrundsÃ¤tze" (VG) zu Â§ 2 der Verordnung zur DurchfÃ¼hrung des Â§ 1 Abs. 1 und
3, Â§ 30 Abs. 1 und Â§ 35 Abs. 1 BVG (Versorgungsmedizin-Verordnung; VersMedV)
getreten. Damit hat das Bundesministerium fÃ¼r Arbeit und Soziales von der
ErmÃ¤chtigung nach Â§ 30 Abs. 17 BVG zum Erlass einer Rechtsverordnung
Gebrauch gemacht und die maÃ�gebenden GrundsÃ¤tze fÃ¼r die medizinische
Bewertung von SchÃ¤digungsfolgen und die Feststellung des Grades der
SchÃ¤digungsfolgen im Sinne des Â§ 30 Abs. 1 BVG aufgestellt. Nach Â§ 69 Abs. 1
Satz 5 SGB IX gelten diese MaÃ�stÃ¤be auch fÃ¼r die Feststellung des GdB.

Allerdings kann sich der Beklagte hinsichtlich der Voraussetzungen fÃ¼r die
Feststellung des Nachteilsausgleichs G nicht auf die VG berufen. Eine gesetzliche
ErmÃ¤chtigung fÃ¼r den Verordnungsgeber, die GrundsÃ¤tze fÃ¼r die nach dem
Schwerbehindertenrecht zu beurteilenden Nachteilsausgleiche durch Verordnung
regeln zu kÃ¶nnen, enthalten weder Â§ 30 Abs. 17 BVG, der nicht auf die im
Schwerbehindertenrecht im SGB IX geregelten Nachteilsausgleiche verweist (vgl.
Dau, jurisPR-SozR 4/2009), noch andere Regelungen des BVG. Eine Rechtsgrundlage
zum Erlass einer Verordnung Ã¼ber Nachteilsausgleiche ist auch nicht in den
einschlÃ¤gigen Vorschriften des SGB IX vorhanden. Die Regelungen der VG zum
Nachteilsausgleich G sind damit mangels entsprechender
ErmÃ¤chtigungsgrundlage rechtswidrig. Dies entspricht stÃ¤ndiger Rechtsprechung
des Senats (vgl. Urteil des Senats vom 23.07.2010 â�� L 8 SB 3119/08, verÃ¶ff. in
juris und www.sozialgerichtsbarkeit.de).

Nach Auffassung des Senats hat der Gesetzgeber mit der Ã�bergangsregelung des 
Â§ 159 Abs. 7 SGB IX ab dem 15.01.2015 wirksam und mit hinreichend bestimmtem
Gesetzeswortlaut eine ausreichende Rechtsgrundlage fÃ¼r die Feststellung des
Merkzeichens "G" geschaffen. Die so geschaffene Rechtsgrundlage fÃ¼r die
Feststellung des Merkzeichens "G" entfaltet nach der Rechtsprechung des Senats
jedoch keine RÃ¼ckwirkung, sondern ist erst ab dem Datum des Inkrafttretens am
15.01.2015 wirksam (vgl. Senatsurteil vom 22.05.2015 â�� L 8 SB 70/13 â�� zum
Merkzeichen "aG", juris, www.sozialgerichtsbarkeit.de). Folglich stellt der Senat
fÃ¼r die Zeit ab dem 15.01.2015 auf die in den VG geregelten Kriterien ab.

GemÃ¤Ã� den GrundsÃ¤tzen der VG Teil D 1b) Satz 1 fÃ¼r die Feststellung der
gesundheitlichen Voraussetzungen fÃ¼r Nachteilsausgleiche ist ein
schwerbehinderter Mensch in seiner BewegungsfÃ¤higkeit im StraÃ�enverkehr
erheblich beeintrÃ¤chtigt, der infolge einer EinschrÃ¤nkung des GehvermÃ¶gens,
auch durch innere Leiden, oder infolge von AnfÃ¤llen oder von StÃ¶rungen der
OrientierungsfÃ¤higkeit, nicht ohne erhebliche Schwierigkeiten oder nicht ohne
Gefahren fÃ¼r sich oder andere Wegstrecken im Ortsverkehr zurÃ¼ckzulegen
vermag, die Ã¼blicherweise noch zu FuÃ� zurÃ¼ckgelegt werden. FÃ¼r die
BewegungseinschrÃ¤nkung ist nicht die Dauerhaftigkeit entscheidend (BSG, Urteil
vom 11.8.2015 â�� B 9 SB 2/14 R -, juris). Bei der PrÃ¼fung der Frage, ob die
weiteren Voraussetzungen vorliegen, kommt es zudem nicht auf die konkreten
Ã¶rtlichen VerhÃ¤ltnisse des Einzelfalles an, sondern darauf, welche Wegstrecken
allgemein â�� d.h. altersunabhÃ¤ngig von nicht behinderten Menschen â�� noch zu
FuÃ� zurÃ¼ckgelegt werden (VG Teil D 1b) Satz 2). Als ortsÃ¼bliche Wegstrecke in
diesem Sinne gilt eine Strecke von etwa zwei Kilometern, die in etwa einer halben
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Stunde zurÃ¼ckgelegt wird (VG Teil D 1b) SÃ¤tze 3, 4). Bei der PrÃ¼fung der Frage,
ob die weiteren Voraussetzungen vorliegen, kommt es zudem nicht auf die
konkreten Ã¶rtlichen VerhÃ¤ltnisse des Einzelfalles an, sondern darauf, welche
Wegstrecken allgemein â�� dh altersunabhÃ¤ngig von nicht behinderten Menschen
â�� noch zu FuÃ� zurÃ¼ckgelegt werden. Auch das Tragen von Gewichten ist nicht
zu berÃ¼cksichtigen (vgl. Senatsurteil vom 26.09.2014, L 8 SB 1364/14).

NÃ¤here Umschreibungen fÃ¼r einzelne Krankheitsbilder und Behinderungen
enthalten die VG Teil D 1 d), e) und f). Die Voraussetzungen fÃ¼r die Annahme
einer erheblichen BeeintrÃ¤chtigung der BewegungsfÃ¤higkeit im StraÃ�enverkehr
infolge einer behinderungsbedingten EinschrÃ¤nkung des GehvermÃ¶gens sind
nach den VG Teil D 1 d) als erfÃ¼llt anzusehen, wenn auf die GehfÃ¤higkeit sich
auswirkende FunktionsstÃ¶rungen der unteren GliedmaÃ�en und/oder der
LendenwirbelsÃ¤ule bestehen, die fÃ¼r sich einen GdB von wenigstens 50
bedingen. DarÃ¼ber hinaus kÃ¶nnen die Voraussetzungen bei Behinderungen an
den unteren GliedmaÃ�en mit einem GdB unter 50 gegeben sein, wenn diese
Behinderungen sich auf die GehfÃ¤higkeit besonders auswirken, z.B. bei Versteifung
des HÃ¼ftgelenks, Versteifung des Knie- oder FuÃ�gelenks in ungÃ¼nstiger
Stellung, arteriellen Verschlusskrankheiten mit einem GdB von 40. Auch bei inneren
Leiden kommt es bei der Beurteilung entscheidend auf die EinschrÃ¤nkung des
GehvermÃ¶gens an. Dementsprechend ist eine erhebliche BeeintrÃ¤chtigung der
BewegungsfÃ¤higkeit vor allem bei HerzschÃ¤den mit BeeintrÃ¤chtigung der
Herzleistung wenigstens nach Gruppe 3 und bei Atembehinderungen mit dauernder
EinschrÃ¤nkung der Lungenfunktion wenigstens mittleren Grades anzunehmen.
Auch bei anderen inneren Leiden mit einer schweren BeeintrÃ¤chtigung der
kÃ¶rperlichen LeistungsfÃ¤higkeit, z.B. chronische Niereninsuffizienz mit
ausgeprÃ¤gter AnÃ¤mie, sind die Voraussetzungen als erfÃ¼llt anzusehen.
Besonderheiten gelten fÃ¼r hirnorganische AnfÃ¤lle â�� VG Teil D 1e) â�� und
OrientierungsstÃ¶rungen infolge von SehstÃ¶rungen, HÃ¶rstÃ¶rungen oder
geistiger Behinderung â�� VG Teil D 1f) -.

Die VG beschreiben in Teil D 1 d) bis f) RegelfÃ¤lle, bei denen nach dem allgemein
anerkannten Stand der medizinischen Erkenntnisse die gesundheitlichen
Voraussetzungen fÃ¼r das Merkzeichen "G" als erfÃ¼llt anzusehen sind und die bei
der Beurteilung einer dort nicht erwÃ¤hnten Behinderung als VergleichsmaÃ�stab
dienen kÃ¶nnen. Die VG geben an, welche FunktionsstÃ¶rungen in welcher
AusprÃ¤gung vorliegen mÃ¼ssen, bevor angenommen werden kann, dass ein
Behinderter infolge einer EinschrÃ¤nkung des GehvermÃ¶gens "in seiner
BewegungsfÃ¤higkeit im StraÃ�enverkehr erheblich beeintrÃ¤chtigt ist". Damit
tragen die VG dem Umstand Rechnung, dass das menschliche GehvermÃ¶gen keine
statische MessgrÃ¶Ã�e ist, sondern von verschiedenen Faktoren geprÃ¤gt und
variiert wird. Darunter sind neben den anatomischen Gegebenheiten des KÃ¶rpers,
also KÃ¶rperbau und etwaige Behinderungen, vor allem der Trainingszustand, die
Tagesform, WitterungseinflÃ¼sse, die Art des Gehens (Ã¶konomische
Beanspruchung der Muskulatur, Gehtempo und Rhythmus) sowie
PersÃ¶nlichkeitsmerkmale, vor allem die Motivation, zu nennen. Von diesen
Faktoren filtern die VG all jene heraus, die nach dem Gesetz auÃ�er Betracht zu
bleiben haben, weil sie die BewegungsfÃ¤higkeit des schwerbehinderten Menschen
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im StraÃ�enverkehr nicht infolge einer behinderungsbedingten EinschrÃ¤nkung
seines GehvermÃ¶gens, sondern mÃ¶glicherweise aus anderen GrÃ¼nden
erheblich beeintrÃ¤chtigen (BSG, Urteil vom 24.04.2008 â�� B 9/9a SB 7/06 R -,
juris, zu den mit den VG vergleichbaren AHP; BSG, Beschluss vom 17.08.2010 â�� B
9 SB 32/10 B -, juris, zu den VG und AHP).

Der Senat stellt fest, dass die KlÃ¤gerin die Voraussetzungen fÃ¼r die Zuerkennung
des Merkzeichen G nicht mehr erfÃ¼llt.

Der Beklagte hat das Merkzeichen G im Bescheid vom 08.09.2014 festgestellt.
Grundlage dieser Feststellung war das Gutachten zur Feststellung der
PflegebedÃ¼rftigkeit nach dem SGB XI vom 12.12.2013, demzufolge die KlÃ¤gerin
durch die Tumorerkrankung und die Chemotherapie kÃ¶rperlich geschwÃ¤cht war
und unter Schwindel litt. Als pflegebegrÃ¼ndende Diagnose wurde eine
kÃ¶rperliche SchwÃ¤che und Belastungsminderung bei Rektumkarzinom mit Anlage
eines Ileostomas und Kolostomas sowie Ã�belkeit und Erbrechen nach
Chemotherapie genannt und die Pflegestufe I festgestellt. Dr. V. befÃ¼rwortete
daraufhin in seiner versorgungsmedizinischen Stellungnahme vom 27.08.2014 die
Zuerkennung der Merkzeichen B und G wegen der kÃ¶rperlichen SchwÃ¤che in
Folge der Tumorerkrankung.

Der Senat stellt fest, dass im Vergleich zu den VerhÃ¤ltnissen, welche der
Feststellung der Merkzeichen im Bescheid vom 08.09.2014 zugrunde lagen, eine
wesentliche Ã�nderung eingetreten ist und die Voraussetzungen fÃ¼r die
Zuerkennung des Merkzeichens G seit dem 02.10.2016 nicht mehr erfÃ¼llt sind. Die
die Feststellung des Merkzeichen G begrÃ¼ndende kÃ¶rperliche SchwÃ¤che durch
die akute Tumorerkrankung und damals laufende Chemotherapie kann der Senat
den Befundberichten des Gastroenterologen Dr. W. aus dem Jahr 2015 und 2016
nicht mehr entnehmen. Auch der Internist Dr. W. teilt in seiner Stellungnahme vom
27.07.2016 (Blatt 82 Verw.akte) keine Befunde mit, welche das Fortbestehen der
SchwÃ¤chung des Allgemeinzustandes begrÃ¼nden. Der vom Beklagten im
Verwaltungsverfahren beigezogene Rehaentlassungsbericht vom 20.11.2014 Ã¼ber
die stationÃ¤re RehabilitationsmaÃ�nahme vom 03.09.2014 bis zum 01.10.2014 in
der Klinik T. enthÃ¤lt ebenfalls keine Befunde, welche eine anhaltende SchwÃ¤che
und ein hierdurch beeintrÃ¤chtigtes GehvermÃ¶gen belegen. In der Beschreibung
der Beschwerden und funktionellen EinschrÃ¤nkungen wird eine
Leistungsminderung aufgefÃ¼hrt. Beim Treppensteigen oder Gehen auf der Ebene
bestÃ¼nden jedoch keine ernsthaften Schwierigkeiten. Es bestehe eine vermehrte
MÃ¼digkeit und Antriebsarmut sowie Chemotherapie â�� bedingte
SensibilitÃ¤tsstÃ¶rungen der HÃ¤nde und FÃ¼Ã�e. Die KlÃ¤gerin dÃ¼rfe nicht
schwer Heben und Tragen infolge des Stoma. Als weitere MaÃ�nahmen wurden zum
Abschluss der RehabilitationsmaÃ�nahme eine regelmÃ¤Ã�ige kÃ¶rperliche
AktivitÃ¤t wie Bewegung und Schwimmen auch zur Vorbeugung eines Rezidivs
empfohlen. Der Senat entnimmt dem Reha Entlassungsbericht, dass sich die
Belastbarkeit der KlÃ¤gerin gebessert hat und eine Verbesserung und Stabilisierung
der kÃ¶rperlichen LeistungsfÃ¤higkeit eingetreten ist. Damit ist auch ein
ordentlicher Allgemeinzustand und ErnÃ¤hrungszustand beschrieben.
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Auch den im SG Verfahren beigezogenen Befundberichten und eingeholten
sachverstÃ¤ndigen Zeugenaussagen vermag der Senat keine SchwÃ¤chung der
kÃ¶rperlichen LeistungsfÃ¤higkeit vergleichbar dem Zustand der KlÃ¤gerin
unmittelbar nach der Tumorerkrankung und wÃ¤hrend der laufenden
Chemotherapiezyklen zu entnehmen. Der behandelnde Gastroenterologe Dr. W. hat
in seiner sachverstÃ¤ndigen Zeugenaussage vom 15.01.2018 von einer
mÃ¤Ã�iggradig eingeschrÃ¤nkten kÃ¶rperlichen Belastbarkeit berichtet. Die
GehfÃ¤higkeit sei durch die Tumorerkrankung und die erfolgte Therapie nicht
relevant eingeschrÃ¤nkt. Eine solche sei auch von der KlÃ¤gerin bei den
Untersuchungen zu keinem Zeitpunkt thematisiert worden. Die KlÃ¤gerin leide nach
dem ausgedehnten abdominellen Eingriff an rezidivierenden Bauchschmerzen. Mit
dem endstÃ¤ndigen Descendostoma komme sie gut zu Recht. Der Senat kann der
Aussage und den von Dr. W. mitgeteilten Befunden keine EinschrÃ¤nkung des
GehvermÃ¶gens in merkzeichenrelevantem AusmaÃ� entnehmen. Der Senat
erkennt zwar durchaus, dass die KlÃ¤gerin nach wie vor durch die Stomaversorgung
und insbesondere die ungÃ¼nstige Gesamtprognose aufgrund des primÃ¤ren
Tumorstadiums sehr belastet ist. Allerdings kann der Senat allein hieraus eine
EinschrÃ¤nkung der BewegungsfÃ¤higkeit im StraÃ�enverkehr ohne Tragen von
Lasten nicht ableiten. Die finanziellen VerhÃ¤ltnisse sind fÃ¼r die GdB-Bewertung
ohne Bedeutung, gleiches gilt hinsichtlich der Merkzeichen.

Soweit sich nach dem CT vom 28.03.2017 des Thorax/Abdomen/Becken von Dr. W.
(Blatt 35 SG â�� Akte) im Vergleich zur Voruntersuchung am 04.04.2016 eine
GrÃ¶Ã�enzuname und polyzyklische Konfiguration eines Rundherdes im apikalen
Unterlappensegment links bei ansonsten unverÃ¤nderten Befunden zeigte, wurden
bislang noch keine weiteren Untersuchungen oder Behandlungen, insbesondere
keine Operationen oder Chemotherapie durchgefÃ¼hrt, welche zu einer
SchwÃ¤chung des Allgemeinzustandes fÃ¼hren kÃ¶nnten. Der Senat schlieÃ�t dies
aus der sachverstÃ¤ndigen Zeugenaussage des Onkologen im M. Hospital Dr. K.
vom 22.02.2018, wonach die in den CTâ��Untersuchungen vom 04.04.2016,
28.02.2017 sowie vom 20.09.2017 sich vergrÃ¶Ã�ernden Raumforderungen als
tumor- bzw. metastasenverdÃ¤chtig einzuschÃ¤tzen seien. Der Verlauf sei nicht
sicher vorhersehbar. Insofern hat der Beklagte jedoch der Hochrisikosituation der
KlÃ¤gerin damit Rechnung getragen, dass der GdB nach wie vor bei 100 verbleibt.
Befunde, welche eine SchwÃ¤chung des Allgemeinzustandes bedingen, so dass eine
erhebliche EinschrÃ¤nkung der BewegungsfÃ¤higkeit im StraÃ�enverkehr vorliegt,
liegen indes derzeit auf onkologischem Fachgebiet nicht vor. Entsprechend hat auch
Dr. K. eine erhebliche EinschrÃ¤nkung der BewegungsfÃ¤higkeit im
StraÃ�enverkehr der KlÃ¤gerin bezogen auf den derzeitigen Zustand in der
sachverstÃ¤ndigen Zeugenaussage vom 22.02.2018 verneint. Der Senat kann
daher eine erhebliche EinschrÃ¤nkung der BewegungsfÃ¤higkeit der KlÃ¤gerin nach
den beigezogenen Befundberichten und sachverstÃ¤ndigen Zeugenaussagen im
maÃ�geblichen Zeitpunkt nicht mehr feststellen.

Der Senat vermag auch nicht der Auffassung des Internisten Dr. W. in seiner
sachverstÃ¤ndigen Zeugenaussage vom 25.07.2018 sowie den von ihm erstellten
Attesten vom 15.02.2017 und vom 19.06.2017 (nach seiner Aussage zunÃ¤chst
fÃ¤lschlich auf den 09.05.2015 datiert) zu folgen, wonach die Merkzeichen G und B
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der KlÃ¤gerin weiterhin belassen werden sollten. Bei der PrÃ¼fung der
Voraussetzungen der erheblichen BeeintrÃ¤chtigung der BewegungsfÃ¤higkeit im
StraÃ�enverkehr ist allein auf die GehfÃ¤higkeit des schwerbehinderten Menschen
abzustellen. AuÃ�er Acht bleibt dabei, ob der behinderte Mensch Lasten heben und
tragen kann. Der Senat geht in Ã�bereinstimmung mit Dr. W. davon aus, dass die
KlÃ¤gerin infolge der Stomaversorgung keine Lasten von mehr als 3kg heben
und/oder tragen darf und kann. Die KlÃ¤gerin ist jedoch auch nach der Aussage von
Dr. W. nicht in der GehfÃ¤higkeit grundsÃ¤tzlich eingeschrÃ¤nkt, Dr. W. fÃ¼hrt in
seiner Stellungnahme vom 19.06.2017 an, dass er die EinschrÃ¤nkung der
Gehstrecke nicht im Vordergrund sehe und vermag zur von der KlÃ¤gerin im
Schreiben vom 13.12.2016 angegebenen EinschrÃ¤nkung der Wegstrecke keine
eigene Beurteilung abgeben. Dr. W. verkennt jedoch, dass der Begriff der MobilitÃ¤t
nicht das MitfÃ¼hren von Lasten, sondern lediglich die BewegungsfÃ¤higkeit an
sich umfasst (vgl. Senatsurteil vom 26.09.2014, L 8 SB 1364/14). FÃ¼r die
Zuerkennung des Merkzeichens G ist nicht ausschlaggebend, ob konkret eine
Wegstrecke von 2 km in 30 Minuten zurÃ¼ckgelegt werden kann, sondern es ist
allein entscheidend, ob ein Regelbeispiel gemÃ¤Ã� Teil D Nr 1 Buchst d bis f der
Versorgungsmedizinischen GrundsÃ¤tze (Anlage zu Â§ 2 VersMedV) vorliegt oder ob
die vorhandene Behinderung mit einem solchen Regelbeispiel vergleichbar ist (vgl.
BSG vom 13.8.1997 â�� 9 RVs 1/96 = SozR 3-3870 Â§ 60 Nr. 2; LSG Baden-
WÃ¼rttemberg, Urteil vom 24.10.2018, L 3 SB 2660/16, juris).

Der Senat kann jedoch nicht feststellen, dass bei der KlÃ¤gerin ein in Teil D Nr. 1
AnlVersMedV gelistetes Krankheitsbild vorliegt. Eine sich auf die GehfÃ¤higkeit
auswirkende FunktionsstÃ¶rung der unteren GliedmaÃ�en und/oder der
LendenwirbelsÃ¤ule ist den beigezogenen Befundberichten und sachverstÃ¤ndigen
Zeugenaussagen ebenso wenig zu entnehmen wie HerzschÃ¤den mit
BeeintrÃ¤chtigung der Herzleistung wenigstens nach Gruppe 3 und bei
Atembehinderungen mit dauernder EinschrÃ¤nkung der Lungenfunktion wenigstens
mittleren Grades oder hirnorganische AnfÃ¤lle und OrientierungsstÃ¶rungen infolge
von SehstÃ¶rungen, HÃ¶rstÃ¶rungen oder geistiger Behinderung, die einen GdB
von 70 bedingen. Die durch die Chemotherapie bedingte SchwÃ¤chung der
KlÃ¤gerin konnte nach deren Ende nicht weiter festgestellt werden. Die KlÃ¤gerin
verfÃ¼gt derzeit auch nicht mehr Ã¼ber einen Pflegegrad. Die noch vorhandenen
FunktionseinschrÃ¤nkungen durch die Stomaversorgung und die Tumorerkrankung
sind nach Ã�berzeugung des Senats auch nicht mit diesen Regelbeispielen
vergleichbar, da eine besonders nachteilige Auswirkung auf die
BewegungsfÃ¤higkeit im StraÃ�enverkehr nicht zu erkennen ist. Gleiches gilt fÃ¼r
die angegebenen SensibilitÃ¤tsstÃ¶rungen der Beine, die sich nach dem
Rehabericht gebessert haben. Der Ausschluss des Hebens und Tragens von
schweren Lasten ist hierbei â�� wie der Senat schon ausgefÃ¼hrt hat â�� nicht zu
berÃ¼cksichtigen.

Auch der Verweis von Dr. W. in der Bescheinigung vom 27.07.2016, dass in
Anbetracht der finanziellen Situation der KlÃ¤gerin die FortfÃ¼hrung der
Berechtigung zum Erhalt eines Tickets im Ã¶ffentlichen Nahverkehr dringend
angezeigt sei, fÃ¼hrt nicht zur ErfÃ¼llung der Voraussetzungen nach Â§ 146 Abs. 1
S 1 SGB IX iVm Teil D VersMedV. FÃ¼r die Zuerkennung der Merkzeichen sind allein
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die darin festgelegten Voraussetzungen zu prÃ¼fen, die finanzielle Situation der
behinderten Menschen bleibt auÃ�er Betracht.

Der Senat stellt somit fest, dass die die KlÃ¤gerin in ihrer BewegungsfÃ¤higkeit im
StraÃ�enverkehr nicht mehr soweit beeintrÃ¤chtigt ist, dass sie nicht mehr in der
Lage ist, eine Strecke von etwa zwei Kilometern in etwa einer halben Stunde
zurÃ¼ckzulegen, dass die Voraussetzungen fÃ¼r die Zuerkennung des Merkzeichen
G ab dem 02.10.2016 nicht mehr vorliegen und die Beklagte daher zu Recht den
Bescheid vom 08.09.2014 insoweit aufgehoben hat.

Der Senat kann zudem feststellen, dass die KlÃ¤gerin seit dem 02.10.2016 nicht
mehr die Voraussetzungen fÃ¼r das Merkzeichen B (Berechtigung fÃ¼r eine
stÃ¤ndige Begleitung) erfÃ¼llt.

Nach Â§ 146 Abs. 2 SGB IX idF bis zum 31.12.2017 sind zur Mitnahme einer
Begleitperson schwerbehinderte Menschen berechtigt, die bei der Benutzung von
Ã¶ffentlichen Verkehrsmitteln infolge ihrer Behinderung regelmÃ¤Ã�ig auf Hilfe
angewiesen sind; zur Anwendbarkeit der VG siehe oben zum Merkzeichen G.

Hiervon ausgehend liegen bei der KlÃ¤gerin die Voraussetzungen des Merkzeichens
B ab dem 02.10.2016 nicht mehr vor.

Die KlÃ¤gerin erfÃ¼llt ab dem 02.10.2016 â�� wie der Senat bereits ausgefÃ¼hrt
hat â�� nicht mehr die Voraussetzungen des Merkzeichens G. Bereits aus diesem
Grund scheidet die Aufrechterhaltung des Merkzeichens B aus, da die KlÃ¤gerin
auch nicht hilflos oder gehÃ¶rlos i. S. d. Gesetzes ist.

Der Senat vermag jedoch auch abgesehen davon die Berechtigung fÃ¼r eine
stÃ¤ndige Begleitung bei der KlÃ¤gerin nicht festzustellen.

Die KlÃ¤gerin gehÃ¶rt nicht zu dem in D Nr. 2 Buchst. c) VG genannten
Personenkreis, bei denen die Berechtigung fÃ¼r eine stÃ¤ndige Begleitung
anzunehmen ist. Dass die KlÃ¤gerin dem in D Nr. 2 Buchst. c) VG genannten
Personenkreis zuzurechnen ist, wird von der KlÃ¤gerin im Ã�brigen auch nicht
geltend gemacht.

Es sind auch keine sonstigen GesundheitseinschrÃ¤nkungen auf orthopÃ¤dischem
Fachgebiet ersichtlich, welche die Voraussetzungen des Merkzeichens B erfÃ¼llten
kÃ¶nnten. Die neu aufgetretenen VerÃ¤nderungen im Bereich der Lunge haben
bislang noch nicht in eine entsprechende Behandlung gemÃ¼ndet, wie der Senat
den Angaben der KlÃ¤gerin im ErÃ¶rterungstermin vom 16.09.2019 entnimmt.
Derzeit kann der Senat daher keine entsprechenden Auswirkungen auf die
FÃ¤higkeit der KlÃ¤gerin zur Benutzung Ã¶ffentlicher Verkehrsmittel feststellen.

Anlass zu weiteren Ermittlungen besteht nicht. Der Sachverhalt ist durch die
durchgefÃ¼hrten Ermittlungen und die zu den Akten gelangten medizinischen
Befundunterlagen vollstÃ¤ndig aufgeklÃ¤rt und vermitteln dem Senat die fÃ¼r die
richterliche Ã�berzeugungsbildung notwendigen sachlichen Grundlagen (Â§ 118
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Abs. 1 Satz 1 SGG, Â§ 412 Abs. 1 ZPO). Der medizinische festgestellte Sachverhalt
bietet die Basis fÃ¼r die alleine vom Senat vorzunehmende rechtliche Bewertung
des Fortbestehens der Voraussetzungen fÃ¼r das Merkzeichen G und das
Merkzeichen B. Gesichtspunkte, durch die sich der Senat zu weiteren Ermittlungen
gedrÃ¤ngt fÃ¼hlen mÃ¼sste, hat die KlÃ¤gerin im Berufungsverfahren nicht
aufgezeigt.

Nach alledem war die Berufung der KlÃ¤gerin zurÃ¼ckzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision liegen nicht vor.

Erstellt am: 07.12.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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